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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2016 Ausgegeben am 5. Dezember 2016 Teil 1

365. Verordnung: Verordnung Uber MarktordnungsmaflRnahmen, Sektbezeichnung, Rebsorten
und Rebpflanzungen

365. Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft zur Durchfuihrung von gemeinschaftlichen Marktordnungsmafinahmen
im Weinbereich, zur Festlegung von bestimmten Anforderungen an Osterreichischen
Sekt, zur Anderung der Verordnung Uber Rebsorten flr Qualitatswein, Landwein und
Wein ohne geschitzte Ursprungsbezeichnung oder geografische Angabe mit Rebsorten-
oder Jahrgangsbezeichnung und zur Durchfilhrung des gemeinschaftlichen Genehmi-
gungssystems fir Rebpflanzungen (Verordnung Gber Marktordnungsmafnahmen, Sekt-
bezeichnung, Rebsorten und Rebpflanzungen)

Artikel 1

Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft zur Durchfihrung von gemeinschaftlichen Marktordnungsmaf3nahmen
im Weinbereich

Auf Grund der 886, 7 Abs.1 Z14 und 15 und Abs.4, 22, 28 und 32 Abs.3 des
Marktordnungsgesetzes 2007 (MOG 2007), BGBI. I Nr.55/2007, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 89/2015, wird verordnet:

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich

8 1. (1) Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchfiihrung

1.der Verordnung (EU) Nr.1308/2013 (ber eine gemeinsame Marktorganisation flr
landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72,
(EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr.1037/2001 und (EG) Nr.1234/2007, ABI. Nr.L 347 vom
20.12.2013 S. 671,

2. der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1149 zur Erganzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013
in Bezug auf die nationalen Stitzungsprogramme im Weinsektor und zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 555/2008, ABI. Nr.L 190 vom 15. 07. 2016 S. 23, (nachfolgend kurz
,,Delegierte Verordnung® genannt), und

3. der Durchfihrungsverordnung (EU) 2016/1150 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Bezug auf die nationalen Stitzungsprogramme im
Weinsektor, ABI.  Nr.L190 wvom 15. 07. 2016 S.23, (nachfolgend Kkurz
,,Durchfiihrungsverordnung* genannt),

bezlglich unionsrechtlicher Marktordnungsmafnahmen im Weinbereich.

(2) Unionsrechtliche MarktordnungsmaRnahmen im Weinbereich im Sinne dieser Verordnung sind
folgende in der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 angefiihrte MalRnahmen:
1. Absatzférderung (Art. 45 der genannten Verordnung),
2. Umstrukturierung und Umstellung von Rebflachen (Art. 46 der genannten Verordnung) und
3. Investitionen (Art. 50 der genannten Verordnung).
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Zustandigkeit

8§ 2. (1) Fur die Vollziehung der in 8 1 genannten Rechtsakte und dieser Verordnung sind zustandig:

1. fir die Genehmigung der Antrage auf Teilnahme an und Durchfilhrung der in § 1 Abs. 2
genannten Malnahmen der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft;

2. fur die Kontrolle der Durchfiihrung der genehmigten MaBnahmen im Bereich der

a) Umstrukturierung und Umstellung die Stelle, die gemaR den Weinbaugesetzen der Lander mit
der Fihrung des Rebflachenverzeichnisses beauftragt ist (im Folgenden: katasterfiihrende
Stelle),

b) Investitionen in den Bundeslandern Karnten und Oberdsterreich das jeweilige Amt der
Landesregierung;

c) Investitionen in den Ubrigen Bundeslandern die fiir den Betriebssitz des Betriebsinhabers
ortlich zustdndige Landwirtschaftskammer auf Bezirksebene;

3. hinsichtlich aller Gbrigen Bestimmungen im Zusammenhang mit der Bewilligung der Beihilfen
und der finanziellen Abwicklung die Marktordnungsstelle ,,Agrarmarkt Austria“ (AMA).

(2) Der Antrag auf Durchfuhrung von MaRnahmen im Bereich der Umstrukturierung und
Umstellung ist bei der katasterfiihrenden Stelle im Wege der zustdndigen Bezirksstelle der jeweiligen
Landes-Landwirtschaftskammer einzureichen.

(3) Antrége auf Absatzférderung sind beim Bundesminister einzureichen.

(4) Antrage auf Investitionsforderung sind bei der fur den Betriebssitz des Betriebsinhabers 6rtlich
zustandigen Landwirtschaftskammer auf Bezirksebene einzureichen. In Bundeslédndern, in denen keine
Landwirtschaftskammer auf Bezirksebene besteht, sind an deren Stelle die Landes-Landwirtschafts-
kammern zusténdig.

Definitionen, Begriffe, allgemeine Regelungen

83. (1) Im Sinne der MafBnahmen ,Umstrukturierung und Umstellung von Rebflachen® und
Hnvestitionen dieser Verordnung bezeichnet der Begriff ,Betrieb® die . Gesamtheit der vom
Forderungswerber verwalteten und betriebenen Produktionseinheiten, die sich in Osterreich befinden.

(2) Alle flachen- und grundstiicksbezogenen Angaben dieser Verordnung sind im Einklang mit der
Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit
horizontalen Regeln fur den Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik (Horizontale GAP-Verordnung),
BGBI. 11 Nr. 100/2015 zu verstehen.

(3) Als geeignete Zahlungsnachweise im Sinne dieser Verordnung gelten: Die schriftliche
Bestétigung der Bank, dass eine bestimmte Zahlung durchgefiihrt wurde; der Kontoauszug mit Betrag
und Valuta; ein Internet-Ausdruck, aus dem der Betrag gemeinsam mit einem Datum fiir ,,Valuta®,
»Wert | Durchfithrung™ o0.4. ersichtlich ist. Stempel auf dem Zahlungsbeleg wie ,Zur Zahlung
iibernommen* o0.4. gelten nicht als Zahlungsnachweis. Trégt ein Zahlungsbeleg oder eine Rechnung den
Vermerk ,,Eigentumsvorbehalt oder gleichlautendes, so hat der férderungswerbende Betrieb eine
schriftliche Bestatigung der zustdndigen Bank vorzulegen, in der bestatigt wird, dass die Bank den
Bundesminister im Falle der Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes unverziglich dariiber
informieren wird. Aus den vorgelegten Zahlungsnachweisen hat unzweifelhaft hervorzugehen, dass die
Zahlung durch den Forderungswerber erfolgt ist. Als derart erfolgte Zahlung gilt auch die Zahlung durch
eine im engen Familienverhdltnis zum Fd&rderungswerber stehende Person (Ehegatte, Ehegattin,
Lebensgefahrte, Lebensgefahrtin, Sohn, Tochter, Mutter, Vater, Bruder, Schwester), wenn diese
nachweislich im Betrieb des Forderungswerbers mitwirkt. Ubersteigt der jeweilige Rechnungsbetrag
5.000 Euro netto, so muss eine unbare Zahlung nachgewiesen werden.

(4) Eine Warenlieferung an Zahlung statt sowie die Verwendung von Guthaben auf Tauschbérsen
oder &hnliches sind keine geeignete Zahlungsweise im Sinne dieser VVerordnung.

(5) Fur die Beurteilung des Zeitpunktes des Arbeitsbeginns gemaR § 11 und des Zeitpunktes des
Beginns der Investition gemaR § 17 ist das Datum bezughabender Rechnungsbelege oder Lieferscheine
maRgeblich. Eine aus den Rechnungsbelegen ersichtliche Anzahlung, ein Probebetrieb oder dergleichen
entspricht einem Arbeitsbeginn bzw. Beginn der Investition. Liegt der aus den Rechnungsbelegen
und/oder Lieferscheinen ersichtliche Arbeitsbeginn bzw. Beginn der Investition vor dem in § 11 bzw. in
8§ 17 festgelegten Zeitpunkt, so kann fur die betroffene Malihahme bzw. Rechnung keine Forderung
gewahrt werden. Fallen fiir die erforderliche Erstellung von Gutachten zur Ermittlung férderrelevanter
Parameter Kosten an, so sind diese vom férderungswerbenden Betrieb zu tragen.
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(6) Werden vom Fdérderungswerber Rechnungen und Zahlungsnachweise vorgelegt, welche Posten
beinhalten, die unzweifelhaft fir die Ermittlung des Férderungsbetrages nicht relevant sind, so sind diese
Posten durch den Foérderungswerber kenntlich zu machen. Erfolgt keine Kenntlichmachung, so wird der
anerkennbare Betrag der jeweiligen Rechnung um das Doppelte des Betrages der nicht relevanten Posten
gekdirzt.

(7) Wird eine Fremdwahrungsrechnung in Euro beglichen, so ist der aus dem Zahlungsnhachweis
ersichtliche Eurobetrag exklusive aller Bankspesen vom Férderungswerber auf der Rechnung anzufiihren.
Wird die Rechnung in der Fremdwéhrung beglichen, so ist im Falle der Investitionsférderung der
Umrechnungskurs des 1. Janners des Jahres des Gutachtens gemaR § 19 Abs. 2 anzuwenden und im Falle
der Absatzforderung jener Umrechnungskurs anzuwenden, der am Tag gtiltig war, an dem der Antrag auf
Abrechnung geméaR § 6 Abs. 1 gestellt worden ist.

(8) Generell nicht forderbare Ausgaben im Sinne dieser Verordnung sind Sollzinsen, nicht bezahlte
Rechnungs-Teilbetrdge (zB Skonti, Rabatte), erstattungsfahige Mehrwertsteuer, Anschaffung von nicht
eindeutig projektbezogenen beweglichen Gutern, Zollgebihren, Stornogebihren, Parkgebihren, Maut-
und Autobahngebihren. Weiters nicht forderbar sind Nebenkosten von Investitionen wie Transport,
Fahrt- und Nachtigungskosten von Montagepersonal, Service, Entsorgung von Altmaterial,
Inbetriebnahme und dergleichen.

(9) Investitionen und Anschaffungen, welche im Vergleich mit gleichwertigen Investitionen und
Anschaffungen unverhéltnisméRig hohe Kosten verursachen, werden nicht gefordert. Der Bundesminister
ist berechtigt, durch Beiziehung von Sachverstandigen tber die Angemessenheit und VerhaltnismaRigkeit
der Kosten der einzelnen Investitionen und Anschaffungen zu entscheiden.

(10) Es sind ausschlielich Rechnungsbelege von fir die jeweilige Tatigkeit gewerberechtlich
zuldssigen Firmen zu berlcksichtigen. Aus den Rechnungsbelegen missen alle fiir die Ermittlung und
Kontrolle des Forderungsbetrages erforderlichen Einzelpositionen und die zugehérigen Teilbetrdge
ersichtlich sein.

2. Abschnitt
Absatzférderung

Forderfahige MaRnahmen und Mérkte

8 4. (1) Die forderfahigen MalRnahmen gemaR Art. 45 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind in
Anhang | (Absatzférderung auf Drittlandsmérkten) und in Anhang la (Information in Mitgliedstaaten)
aufgelistet. MalRnahmen aus Anhang I, welche nicht ausschlieRlich Drittlandsmarkten zugeordnet werden
kénnen, jedoch mit diesen in eindeutigem Zusammenhang stehen, sind in jenem Ausmal férderfahig, das
dem Anteil der mengenmaRigen Drittland-Verkdufe des foérderungswerbenden Betriebs an seinen
Gesamtverkaufen zum Zeitpunkt der Antragstellung entspricht.

(2) Die forderfahigen Malnahmen kdénnen fir Osterreichische Landweine, Qualitétsweine,
Rebsortenweine und Schaumweine auf allen Drittlandsmérkten und in allen Mitgliedstaaten gesetzt
werden.

(3) Hinsichtlich der festzulegenden Kriterien gemal Art. 10 der Delegierten Verordnung muss das
grundsétzliche Ziel der Absatzforderungsmalinahmen auf Drittlandsmérkten sein, die Bekanntheit, das
Image und den Absatz von Osterreichischem Wein zu foérdern. Die Absatzférderungsmanahmen kénnen
alle Aspekte der osterreichischen Weinkultur betreffen (Wein aus Osterreich — Kostbare Kultur im
Herzen Europas, Weinbaugebiete, Terroir, Klima, Rebsorten, Weinstile, Weinarchitektur, Kulinarik,
Weintourismus, usw.). Als Qualititsargumente sollen bestimmte Anbaugebiete Osterreichs, die
wichtigsten Rebsorten und Weinstile sowie die Dynamik der dsterreichischen Weinwirtschaft in den
Vordergrund treten. Der &sterreichische Wein soll als untrennbarer Teil der &sterreichischen und
europdischen Kultur positioniert werden kénnen. Dabei sind Querverbindungen mit dem Tourismus, der
Kunst und der Wissenschaft mdéglich und erwiinscht und im Hinblick auf die Forderfahigkeit zu
beriicksichtigen. Die Verbindung von jahrhundertealter dsterreichischer Weinbautradition mit moderner
Genusskultur, das Spannungsfeld zwischen naturnahem Anbau und effizienter Kellertechnik soll Teil der
Aussage der AbsatzforderungsmaBnahmen sein.

(4) Grundsétzliches Ziel der Information in Mitgliedstaaten ist die Verbraucherinformation tber den
verantwortungsvollen Weinkonsum und die mit einem schédlichen Alkoholkonsum verbundenen Risiken
und Uber die Regeln der Europdischen Union zu geschitzten Ursprungsbezeichnungen, insbesondere
deren Bedingungen und Auswirkungen flr Osterreichische und europdische Weine sowie deren besondere
Qualitat, Ansehen und Eigenschaften, welche sie aufgrund des geographischen Ursprungs aufweisen. Die
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MaRnahmen missen zum Ziel haben, die Konsumenten fiir hochwertige, regionsspezifische Erzeugnisse
zu sensibilisieren. Weiters ist mit den MaRnahmen Uber die EU-Vorgaben in Bezug auf Erzeugung,
Qualitats- und Herkunftsangaben bei geschitzten geographischen Angaben zu informieren. Den
Vertriebspartnern im Bereich Handel und Gastronomie sind die nétigen Unterlagen und das Wissen zur
Verfligung zu stellen, um die Konsumenten im Sinne der Kampagne zu informieren.

Auswahlverfahren

§ 5. (1) Programme zur Information in Mitgliedstaaten kénnen von der Osterreich Wein Marketing
GmbH, von Weinmarketing-Organisationen der Bundeslander, vom Nationalen Weinkomitee, von den
Regionalen Weinkomitees, von den fir geschitzte Ursprungsbezeichnungen zustdndigen Vereinen und
Verbanden sowie von der Weinakademie Osterreich vorgelegt werden. Programme zur Absatzférderung
auf Drittlandsmarkten kénnen zusatzlich von privatwirtschaftlichen Unternehmen vorgelegt werden. Die
Programme konnen innerhalb des im Nationalen Stlitzungsprogramm gem. Art. 41 der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013 (im Folgenden: NSP) festgelegten Zeitraums schriftlich dem Bundesminister vorgelegt
werden. Die Programme haben zu enthalten:

1. die vorgeschlagenen Mafinahmen gemals Anhang | bzw. Anhang la,

2. eine Aufstellung der zu erwartenden Kosten pro MalRnahme, Land, Jahr und

3. eine Beschreibung des forderungswerbenden Betriebs;

4. im Fall der Absatzférderung auf Drittlandsmérkten die Exporttétigkeit des forderungswerbenden
Betriebs insgesamt, die zum Zeitpunkt der Programmerstellung aktuellen Exportdaten fir die
geplanten Drittlander sowie eine Abschatzung der Entwicklung der Exportdaten nach der
Durchfiihrung des Programms und

5. eine Darstellung der Kapazitaten des forderungswerbenden Betriebs fiir die Durchfihrung der
vorgeschlagenen Mafinahmen des Programms.

(2) Der Bundesminister hat zur Auswahl der geeigneten Programme eine Bewertung durch die
Landwirtschaftskammer Osterreich, die Wirtschaftskammer Osterreich und die Osterreich Wein
Marketing GmbH einzuholen. In Hinblick auf Programme, die von der Osterreich Wein Marketing GmbH
vorgelegt werden, hat der Bundesminister eine Bewertung durch die Osterreichische Weinakademie
einzuholen. Der Bundesminister hat weiters die Vorgangsweise der Bewertung und der Gewichtung der
Prioritatskriterien gemals Art. 8 und 11 der Delegierten Verordnung festzulegen.

(3) Der Bescheid zur Genehmigung eines Programms hat die gemaR dem Fd&rderungsprojekt
durchzufiihrenden MaBnahmen, die maximal férderbaren Kosten, den Durchfihrungszeitraum und die
Zahlungsmodalitdten zu beinhalten. Nach Erlassung des Genehmigungsbescheides ist vom
forderungswerbenden Betrieb ein eigenes Konto einzurichten, tiber das ausschlieBlich die Zahlungen zum
Zwecke der Durchfuhrung des Programms erfolgen dirfen.

(4) Ein Rucktritt von der Durchfihrung der genehmigten MalRnahmen ist moglich, solange noch
keine Beihilfe aushezahlt wurde; der Rucktritt ist dem Bundesminister schriftlich mitzuteilen.

(5) Anderungen in einem bereits genehmigten Programm, welche zu einer Reduktion der
genehmigten Gesamtkosten einschlielich der Pauschalen von mehr als 20% fiihren oder zu einer
wesentlichen Anderung der genehmigten MaRnahmen oder Zielmarkte fiihren, sind dem Bundesminister
unverziiglich und schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Uber die Anderung ist bescheidmaRig zu
entscheiden; dabei kann der Bundesminister eine Bewertung geméaR Abs. 2 einholen. Eine Anderung darf
zu keiner Erhéhung der Gesamtkosten des Programms flihren.

(6) Bei Programmen fiir Absatzfordermanahmen auf Drittlandsmarkten mit férderbaren Kosten von
mehr als 1 Mio. Euro und bei allen Programmen fir Absatzférdermalinahmen in Mitgliedstaaten sind
zusdtzlich auch die im Zusammenhang mit der Durchfihrung dieser MalRnahmen stehenden
Personalkosten des Forderungswerbers forderfahig. Diese Kosten dirfen maximal 5% der gesamten
forderbaren Kosten betragen.

Abschluss der Programme, Abrechnung

8 6. (1) Fur jedes Programm kann mit Ablauf des 31. Dezember des laufenden Jahres und mit Ablauf
des 30. Juni des laufenden Jahres eine Zwischenabrechnung erstellt werden, sofern das Programm zur
ersten Abrechnung bereits langer als zwei Monate genehmigt war. Zu diesen Zeitpunkten ist auch die
Beantragung einer Vorauszahlung méglich. Fir Programme mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr
ist mindestens eine Abrechnung pro Jahr vorzulegen. Die Endabrechnung ist nach dem Abschluss aller
MaRnahmen des Programms zu erstellen — spétestens jedoch sechs Monate nach dem Auslaufen des
Programmzeitraums — und bezieht sich gegebenenfalls auf den Zeitraum seit der letzten vorangegangenen
Zwischenabrechnung.
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(2) Jeder Abrechnung ist eine Ubersicht tiber die Durchfihrung der im Programm enthaltenen
MaRnahmen im Abrechnungszeitraum sowie eine Finanzibersicht mit einer Aufstellung der getétigten
Ausgaben pro MalRnahme und Zielland einschlieBlich der Rechnungen und Zahlungsnachweise im
Original beizufiigen. Gesamtrechnungen tiber mehrere MaRnahmen missen die Kosten fiir die einzelnen
Malnahmen getrennt enthalten. Der Endabrechnung ist ferner eine Evaluierung des Programms in Form
einer Bewertung der zum Berichtszeitpunkt feststellbaren Ergebnisse des Absatzférderungsprogramms
beizulegen. Diese Bewertung hat im Fall der Absatzférderungsmafnahmen auf Drittlandsmérkten auch
eine Gegenuberstellung der Abschdtzung der Entwicklung der Exportdaten im Laufe des
Programmzeitraums (geman § 5 Abs. 1) sowie der tatsdchlichen Exportdaten zu enthalten.

(3) Die Abrechnungen gemaR Abs. 1 und 2 sind dem Bundesminister vorzulegen und gelten als
Antrag an die AMA auf Gewahrung einer Beihilfe.

(4) Uber die Gewihrung der Beihilfe entscheidet die AMA auf der Grundlage eines Fachgutachtens
des Bundesministers.

(5) Die Vorlage eines Programms Uber weitere Absatzforderungsmalnahmen erfordert den
Abschluss aller Absatzférderungsmanahmen im Rahmen eines vorangegangenen Programms.

(6) Die Beihilfe kann im Voraus gewahrt werden, wenn eine Sicherheit in Form einer Bankgarantie
in der Hohe von 110% der VVorschusszahlung hinterlegt wird.

3. Abschnitt
Umstrukturierung und Umstellung

Planentwurf

8 7. (1) Jeder Weinbautreibende (Bewirtschafter eines Weingartens auf eigene Rechnung und
Gefahr) ist zur Vorlage eines Entwurfes Uber einen Plan zur Durchfiihrung der Umstellung
(Umstellungsplan) gemdal Art. 46 der Verordnung (EU) Nr.1308/2013 berechtigt. Ist der
Weinbautreibende nicht Eigentumer des Grundstiickes, auf dem die UmstellungsmaBnahme durchgefihrt
wird, so hat er die schriftliche Zustimmung des Grundstiickeigentimers oder einen anderen Nachweis
seiner Berechtigung zur Durchfiihrung der Umstellungsmanahme vorzulegen. Wird ein Eigentiimer
Ubergangen, so ist der Antrag dennoch wirksam; allfallige Schadenersatzanspriiche sind auf dem
Zivilrechtsweg geltend zu machen.

(2) Der Planentwurf hat eine ausfiihrliche Beschreibung der vorgeschlagenen UmstellungsmaR-
nahme gemal § 8, die unter diese UmstellungsmaBnahme fallenden Grundstiicke, alle erforderlichen
grundstiicksbezogenen Angaben, die voraussichtliche tatsachlich bepflanzte Flache nach Durchfiihrung
der Umstellungsmanahmen sowie den vorgesehenen Zeitpunkt der Durchfiihrung der
Umstellungsmafinahmen zu enthalten. Im Falle der TeilmaBnahme ,,Boschungsterrassen® gemaR Anhang
Il lit. B und der TeilmaBnahme , Mauerterrassen geméfl Anhang II lit. C hat der Planentwurf das
voraussichtliche Ausmafl (Laufmeter bzw. Quadratmeter) der Rekultivierung oder Neuerrichtung der
Boschung bzw. Mauer zu beinhalten. Dem Planentwurf ist weiters ein Kartenausdruck (Hofkarte 0.4.)
beizulegen, aus dem die parzellenscharfe Lage bzw. Abgrenzung der Umstellungsmalinahmen ersichtlich
ist.

(3) Der Planentwurf ist mittels Formblatt der zustandigen katasterfiinrenden Stelle zur Uberpriifung
der Ubereinstimmung der grundstiicksbezogenen Angaben mit den Eintragungen im
Rebflachenverzeichnis vorzulegen. Dies hat im Wege der zustdndigen Bezirksstelle der jeweiligen
Landes-Landwirtschaftskammer zu erfolgen. Die Landeslandwirtschaftskammer ist berechtigt, zur
Einschatzung der mit der Verwirklichung des Planentwurfes verbundenen Vermarktungs- und
Absatzchancen entsprechende Auskinfte vom Antragsteller einzuholen. Die katasterfiihrende Stelle hat,
allenfalls auch durch eine Vor-Ort-Kontrolle, die Ubereinstimmung der Angaben des Antragstellers im
Formblatt mit den Eintragungen im Weinbaukataster zu uberprifen. Enthalt der Planentwurf die
TeilmafBnahme ,,Bewidsserung® gemdl Anhang II lit. D, so ist die Vor-Ort-Kontrolle obligatorisch, um
ausschlieBen zu koénnen, dass auf der beantragten Flache bereits eine Bewdsserung existiert. Die
katasterfuihrende Stelle hat die Ergebnisse dieser Uberpriifungen im Formblatt festzuhalten.

(4) Sollte die UmstellungsmaRnahme auf Flachen durchgefiihrt werden, die in den ortlichen
Zustandigkeitsbereich mehrerer katasterfuhrender Stellen fallen, so hat der Fodrderungswerber die
Bestatigungsvermerke der einzelnen katasterfiihrenden Stellen einzuholen und das vollstdndig bestétigte
Antragsformular bei der fiir seinen Betriebssitz zustandigen katasterfiihrenden Stelle abzugeben.

(5) Die katasterfuihrende Stelle hat den gemall Abs. 3 gepriften Planentwurf an den Bundesminister
weiterzuleiten.
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(6) Der Bundesminister hat den Planentwurf bei Vorliegen aller erforderlichen Voraussetzungen mit
Bescheid zu genehmigen andernfalls mit Bescheid abzulehnen. Der genehmigende Bescheid hat die
UmstellungsmalBnahmen, die davon betroffenen Grundstiicke und die voraussichtliche Gesamthdhe der
Beihilfe anzufiihren.

(7) Der Bundesminister ist berechtigt, Sachverstdndige seiner Wahl zur Bewertung vorgelegter
Umstellungsplane im Hinblick auf die Eignung zur Anpassung der Erzeugung an die Marktnachfrage
zuzuziehen. Wird durch diese Bewertung festgestellt, dass ein vorgelegter Umstellungsplan nicht zur
Anpassung der Erzeugung an die Marktnachfrage geeignet ist, so hat der Bundesminister diesen Plan mit
Bescheid abzulehnen.

UmstellungsmalRnahme und Beihilfenhdhe

§ 8. (1) Die im Planentwurf dargestellte UmstellungsmaRnahme muss sich aus einer oder mehreren
der in Anhang Il definierten TeilmalRnahmen zusammensetzen. Die Antragsteller haben die geeigneten
UmstellungsmaBnahmen selbst zu wéhlen und solcherart fiir eine optimale Anpassung der Produktion an
die fir den Betrieb zutreffenden Marktverhaltnisse zu sorgen.

(2) Die Beihilfe wird, mit Ausnahme der TeilmaBnahme ,,Bewésserung in Steinmauerterrassen®
geméR Anhang Il lit. D, als Pauschalbetrag je Hektar, Laufmeter oder Quadratmeter festgesetzt. Die
Beihilfenhohe der einzelnen Teilmalnahmen sowie die Erhéhung der Beihilfe im Falle der Verwendung
eines Wiederbepflanzungsrechts, das sich aus einer Rodung im Rahmen der Durchfiihrung des
Umstellungsplans ergibt, sind in Anhang I11 angefiihrt.

(3) Die Beihilfenhdhe fiir die TeilmaBnahme ,Bewésserung in Steinmauerterrassen und
Boschungsterrassen” gemall Anhang Il lit. D betrdgt 50% der Errichtungskosten, jedoch max.
6.440 Euro/ha. Die Errichtungskosten errechnen sich aus den Materialkosten und den Téatigkeiten fiir die
Herstellung der Funktionalitdt der Bewdsserung, ausgenommen Erd- und Grabarbeiten. Wird die
Bewasserung im Rahmen eines tberbetrieblichen Gemeinschaftsprojektes errichtet, so sind die auf den
jeweiligen forderungswerbenden Betrieb entfallenden Errichtungskosten auf der Basis der mit Rechnung
belegbaren Gesamtkosten des Gemeinschaftsprojektes durch die Gemeinschaft zu ermitteln; die
Rechnungsbelege sind dem Bundesminister vorzulegen.

(4) Die  Wiederbepflanzung derselben Flache mit derselben Sorte nach denselben
Bewirtschaftungstechniken ist keine Umstellungsmafinahme.

Grundstticke, fur die Beihilfe gewéhrt werden kann

89. (1) Fur die im Bescheid gemaR Art. 7 Abs. 6 angefiihrten Grundstiicke kann eine Beihilfe
gewéhrt werden. Wird im Zuge der UmstellungsmalRnahme ein Weingarten neu angelegt, so kann dies
entweder auf Grund eines bereits gerodeten Weingarten erfolgen, oder eine aus einer Rodung stammende
oder umgewandelte Pflanzgenehmigung genutzt werden.

(2) Die GroRe einer umgestellten Rebflache darf 10 Ar nicht unterschreiten; die Summe der
umgestellten Rebflachen pro Antrag darf 10 ha nicht Oberschreiten. Auf Terrassenlagen muss die
umgestellte Flache mindestens 250 Rebstdcke umfassen. Wird ein bestehender Weingarten im Rahmen
der UmstellungsmaBnahme gerodet, so darf die gerodete Rebflache nicht kleiner als 10 Ar bzw. auf
Terrassenlagen nicht kleiner als 250 Rebstdcke sein.

(3) Betriebe, fur die eine Pramie fur die endgiltige Aufgabe des Weinbaues geméal Titel V Kapitel
111 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 bzw. Teil 1l Titel | Kapitel 111 Abschnitt I\VVa Unterabschnitt 111 der
VO (EG) Nr. 1234/2007 in Anspruch genommen wurde, sind von der MaBnahme ,,Umstrukturierung und
Umstellung® ausgeschlossen.

(4) UmstellungsmalRnahmen kdénnen in den Weinbaugebieten Niederdsterreich, Burgenland, Wien,
Karnten, Oberdsterreich und Steiermark erfolgen.

Mehrfache Durchfiihrung

8 10. Die mehrfache Durchfuhrung einer TeilmalRnahme auf derselben Flache ist fir die Dauer der
MaBnahme ,,Umstrukturierung und Umstellung™ ausgeschlossen. Ausgenommen davon sind Fille
héherer Gewalt wie Frostschaden, Pflanzenkrankheiten oder Erdrutschungen (nicht jedoch Krankheit des
Forderungswerbers), welche die mehrfache Durchfihrung einer TeilmalBnahme erfordern. Die
Hochstgrenzen gemal Anhang Il lit. B Pkt. 5 und lit. C Pkt. 4 gelten auch bei Féllen hdherer Gewalt.

Arbeitsbeginn

§ 11. Mit den Arbeiten an der UmstellungsmaBnahme darf nicht vor der Uberpriifung der Angaben
des Antrags durch die katasterfiihrende Stelle geméaR & 7 Abs. 3 begonnen werden.
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Abschluss der Arbeiten

§ 12. (1) Der Abschluss der Umstellungsarbeiten ist der zustandigen katasterfiihrenden Stelle mittels
eines Formblattes mitzuteilen. Wird ein bestehender Weingarten im Rahmen der Umstellungsmalinahme
gerodet, so hat die Mitteilung spatestens am 1. Juni jenes Jahres zu erfolgen, in dem der NSP auslduft;
andernfalls hat die Mitteilung innerhalb von 2 Jahren ab der Genehmigung des Umstellungsplanes gemaf
§ 7 Abs. 6, spatestens jedoch am 1. Juni jenes Jahres zu erfolgen, in dem der NSP auslauft. Wird kein
bestehender Weingarten im Rahmen der UmstellungsmalRnahme gerodet, so ist der Abschluss der
Umstellungsarbeiten schriftlich mittels Formblatt innerhalb von zwei Jahren ab der bescheidmaBigen
Genehmigung des Umstellungsplanes gemé&BR 8 7 Abs. 6 der zustandigen Katasterfuhrenden Stelle
mitzuteilen, spétestens jedoch bis 1. Juni im Jahr des Auslaufens des NSP. Fir den Fall, dass mehrere
katasterfuhrende Stellen betroffen sind, ist 8 7 Abs. 4 sinngemdl anzuwenden. Die Mitteilung gilt als
Antrag auf Gewahrung der Umstellungsbeihilfe.

(2) Die Rechnungsbelege und Zahlungsnachweise Uber eine im Rahmen der TeilmaBnahme
~Bewidsserung in Steinmauerterrassen gemifl Anhang II lit. D errichtete Anlage sind der zustandigen
katasterfuhrenden Stelle im Original gemeinsam mit der Meldung Uber den Abschluss der Arbeiten
vorzulegen.

(3) Die katasterfihrende Stelle hat die gesamte Durchfihrung der genehmigten
UmstellungsmaRnahme vor Ort zu Uberpriifen, und das Ergebnis dieser Uberpriifung, gegebenenfalls
gemeinsam mit den betreffenden Rechnungsbelegen und Zahlungsnachweisen, dem Bundesminister zu
Ubermitteln. Das Prifergebnis einschliel3lich aller erforderlichen Beilagen muss spatestens drei Monaten
nach Ablauf der Frist gemaR Abs. 1, spétestens jedoch am 1. Juli jenes Jahres, in dem der NSP auslauft,
beim Bundesministerium einlangen.

(4) Die UmstellungsmaBnahme gilt im Falle der Neuanlage eines Weingartens dann als fertig
gestellt, wenn alle Arbeitsschritte soweit abgeschlossen sind, dass eine dauerhafte, zukiinftige
wirtschaftliche Nutzung der Flache als Ertragsweingarten sichergestellt ist. Finalisierende Arbeiten
kénnen auch nach Abschluss der Tatigkeiten im Rahmen der UmstellungsmaRnahme erfolgen.

Gewdhrung des Beihilfenbetrages

8 13. (1) Die Prufergebnisse gemal § 12 Abs. 3 werden nach ihrem Einlangen (einschlieBlich aller
erforderlicher Beilagen) beim Bundesministerium gereiht.

(2) Uber die Gewihrung der Beihilfe entscheidet die AMA nach Abschluss der Arbeiten
entsprechend der Reihung gemal Abs. 1, nach Maligabe der von der Europdischen Union zur Verfligung
gestellten Mittel und auf der Grundlage eines vom Bundesminister erstellten Fachgutachtens.

(3) Ein Uber das im Genehmigungsbescheid geméaR § 7 Abs. 6 angegebene AusmaR hinausgehendes
Ausmal (m? Rebflache, % Hangneigung, Laufmeter Terrassenbdschung oder m? Terrassenmauer) einer
oder mehrerer fertig gestellter TeilmaBnahmen ist bei der Auszahlung der Beihilfe nicht zu
beriicksichtigen.

Riicktritt, Anderungen

8 14. (1) Eine schriftliche Zurlckziehung des Antrages auf Genehmigung des Planentwurfes ist
maglich, solange keine Entscheidung Uber die Gewdhrung der Beihilfe gemaR § 13 Abs. 2 getroffen
wurde.

(2) Anderungen gegeniiber dem gemaR § 7 Abs. 6 erstellten Genehmigungsbescheid sowie der
diesbeziiglichen Begriindung sind schriftlich unverziiglich im Wege der katasterfilhrenden Stelle beim
Bundesminister zu beantragen. Der Bundesminister hat Uber Anderungen, welche sich auf die
Beihilfenhohe, die von den Umstellungsmainahmen betroffenen Grundstiicke oder die genehmigte
Bewirtschaftungsweise auswirken, bescheidmaRig zu entscheiden. Die Anderung eines bescheidmaRig
genehmigten Umstellungsplanes kann lediglich einmal erfolgen und bewirkt keine Erstreckung der
Fristen gemaR § 12 Abs. 1.

4. Abschnitt
Investitionen

Beihilfenberechtigte, Antragstellung

8§ 15. (1) Eine Unterstutzung gemaR Art. 50 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 kann in Anspruch
genommen werden fir:
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1. Betriebe, die Produkte des Anhangs VII Teil 1l der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 erzeugen
oder vermarkten (Nachweis der Erzeugung oder Vermarktung durch entsprechenden Zugang
oder Abgang in der Bestandsmeldung gemaR dem Weingesetz 2009, BGBI. | Nr. 111/2009, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 47/2016) sowie

2. im Bereich der Investitionsarten ,,Einrichtungen zur Gérungssteuerung und Maischetemperierung
(Gerite fiir Analysen im Laufe der Weinbereitung)“, ,,Klarungseinrichtungen®, ,,Einrichtungen
zur  Trubaufbereitung® und , Flaschenabfiilleinrichtungen® auch  Weinbauvereine,
Weinbauverbénde und Gemeinschaften und Gesellschaften von Personen und Betrieben, die im
Rahmen eines Maschinenringes organisiert sind oder einem solchen gleichzuhalten sind.

(2) Der Antrag ist mittels eines Formblattes innerhalb des im NSP festgelegten Zeitraums bei der
Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Ké&rnten beim Amt der
Landesregierung einzubringen. Auf dem Formblatt ist die geplante Investition zu beschreiben (eine
Kombination mehrerer Investitionen ist moglich), die Notwendigkeit der Investition zu begriinden und es
ist — ausgenommen bei Weinbauvereinen und Gemeinschaften und Gesellschaften gemaR Abs. 1 Ziffer 2
— darzustellen, wie sich die geplante Investition auf die Verbesserung der Gesamtbetriebsleistung
auswirkt. Weiters sind die voraussichtlichen Kosten anzufiihren (diese dirfen die sich aus den
bezughabenden Kostenvoranschldgen ergebenden Kosten um max. 10% Ubersteigen). Scheint die
Investition der gegenwaértigen wirtschaftlichen Situation des Betriebes nicht zu entsprechen, so hat der
Forderungswerber eine ausfiihrliche und begriindete Darstellung der geplanten Betriebsentwicklung
vorzunehmen.

(3) Dem Antrag ist — ausgenommen bei Weinbauvereinen und Gemeinschaften und Gesellschaften
gemélR Abs.1 Ziffer 2 — eine Kopie der abgegebenen Bestandsmeldung (des dem Antragsdatum
unmittelbar vorausgehenden Termins) des Férderungswerbers beizulegen. Dem Antrag sind weiters
detaillierte Kostenvoranschlége fir die beantragten Investitionsmanahmen von fur die Durchfihrung der
jeweiligen Investition gewerberechtlich zuldssigen Unternehmen beizulegen. Diese Kostenvoranschlage
missen zumindest die einzelnen Positionen und Spezifika gemal Anhang IV beinhalten und bilden die
Grundlage fiir eine Genehmigung geméal Abs. 7.

(4) Die Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Kérnten das Amt der
Landesregierung hat, allenfalls auch durch eine Kontrolle vor Ort, die Nachvollziehbarkeit der Angaben
des Antragstellers zu bewerten und das Ergebnis dieser Bewertung am Formblatt festzuhalten.

(5) Sollten die Entscheidungen in Hinblick auf Investitionen in den 6rtlichen Zustandigkeitsbereich
mehrerer Bezirksstellen der Landwirtschaftskammer fallen, so hat der Fdrderungswerber die
Bestatigungsvermerke der einzelnen Bezirksstellen der Landwirtschaftskammer einzuholen.

(6) Die Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberfdsterreich und Kérnten das Amt der
Landesregierung hat den gemall Abs. 4 bewerteten Antrag einschlielich aller erforderlichen Beilagen
innerhalb des im NSP festgelegten Zeitraums an den Bundesminister weiterzuleiten.

(7) Der Bundesminister hat die Antrage gemalR Art. 36 der Delegierten Verordnung zu prifen und
die Vorgangsweise zur Auswahl vorrangiger Vorhaben festzulegen. Der Bundesminister hat den Antrag
bei Vorliegen aller erforderlichen Voraussetzungen zu genehmigen andernfalls mit Bescheid abzuweisen.
Die Genehmigung hat die InvestitionsmalRnahmen und die voraussichtliche Gesamth6éhe der Beihilfe zu
beinhalten.

(8) Der Bundesminister ist berechtigt, Sachverstandige seiner Wahl zur Bewertung der vorgelegten
Antrédge im Hinblick auf die Eignung zur Verbesserung der Gesamtleistung des Betriebes und der
Angemessenheit mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten des Betriebs zuzuziehen. Wird durch diese
Bewertung festgestellt, dass die geplanten Investitionen nicht zur Verbesserung der Gesamtleistung des
Betriebes geeignet sind und der gegebenen oder zukinftig erwartbaren wirtschaftlichen Situation des
Betriebs nicht angemessen sind, so hat der Bundesminister diesen Antrag mit Bescheid abzuweisen.

Investitionen und forderbare Investitionssummen

8 16. (1) Der Antrag muss eine oder mehrere der in Anhang IV definierten Investitionen umfassen.
Jeder beihilfenwerbende Betrieb hat die geeigneten Investitionen selbst zu wéhlen und solcherart fiir eine
optimale Verbesserung der Gesamtleistung des Betriebes zu sorgen.

(2) Bei der Investition ,Flaschenabfiilleinrichtungen gemdB Anhang IV Pkt. 5 betrigt die
Beihilfenhohe 25% der forderbaren Investitionssumme, bei allen anderen Investitionen 30% der
forderbaren Investitionssumme. Die flr den jeweiligen beihilfenwerbenden Betrieb im Rahmen der
Laufzeit des NSP maximal forderbaren Investitionssummen bei den einzelnen Investitionen sind in
Anhang IV festgelegt. Fur beihilfenwerbende Betriebe gemaR § 15 Abs. 1 Ziffer 1, deren gemafR § 15
Abs. 3 vorzulegende Bestandsmeldung eine ,,Summe Abgang® aus den Spalten ,,Wein®, ,,Wein mit Sorte
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und Jahrgang“, ,Landwein®“, ,Qualititswein®, ,Pradikatswein“ und ,Schaumwein u. sonstige
Erzeugnisse“ von mehr als 500.000 Litern aufweist, verdoppeln sich die im Anhang IV Pkt.1, Pkt. 2, Pkt.
3, Pkt. 4, Pkt. 6 und Pkt. 7 festgelegten maximal férderbaren Investitionssummen; bei der MalRnahme
,»Flaschenabfilleinrichtung” gema3 Anhang IV Pkt. 5 betrdgt die max. Beihilfenhohe 350.000 Euro. Die
Untergrenze fir die anrechenbaren Netto-Kosten der einzelnen Investitionen des Anhangs IV betrégt
2.000,- Euro.

(3) Wenn die Investitionen ,,Einrichtungen zur Gérungssteuerung und Maischetemperierung (Geréte
fir Analysen im Zuge der Weinbereitung)®, ,Klarungseinrichtungen®, ,FEinrichtungen zur
Trubaufbereitung und ,Flaschenabfiilleinrichtungen von Weinbauvereinen oder Gemeinschaften
und/oder Gesellschaften geméaR § 15 Abs. 1 Ziffer 2 getétigt werden, so verdoppelt sich die im Anhang IV
festgelegte maximal forderbare Investitionssumme.

(4) Der Erwerb von gebrauchten Anlagen und Vorfiihrgeraten stellt keine forderbare Investition dar.

(5) Betriebe, welche eine Pramie fur die endgiltige Aufgabe des Weinbaues gemaR Titel V Kapitel
111 der Verordnung (EG) Nr. 479/2008 bzw. Teil Il Titel I Kapitel 111 Abschnitt 1'VVa Unterabschnitt 111 der
VO (EG) Nr.1234/2007 in Anspruch genommen haben, sind von der Inanspruchnahme der
Investitionsforderung ausgeschlossen.

Beginn der Investition

8 17. Mit der Investition darf nicht vor der Bewertung der Nachvollziehbarkeit der Angaben geméaR
8 15 Abs. 4 durch die Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Kérnten
durch das Amt der Landesregierung begonnen werden.

Abschluss der Investition

8 18. (1) Die InvestitionsmalRnahmen sind innerhalb des im NSP festgelegten Zeitraums fertig zu
stellen und der zustandigen Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Karnten
dem Amt der Landesregierung mitzuteilen. Fir den Fall, dass mehrere Bezirksstellen betroffen sind, ist
815 Abs.5 sinngemidl anzuwenden. Die Mitteilung gilt als Antrag auf die Gewdhrung der
Investitionsbeihilfe.

(2) In der Mitteilung gemal Abs. 1 ist eine genaue Auflistung der getétigten Investitionen und der
angefallenen Kosten nachvollziehbar darzustellen. Weiters sind alle Nachweise im Original Uber die
entstandenen  Kosten der Mitteilung gemdl  Abs.1 beizulegen. Die fertiggestellten
InvestitionsmaBnahmen sind im Betrieb solcherart kenntlich zu machen, dass es auch betriebsfremden
Personen jederzeit leicht moglich ist, die betreffenden Investitionen mit den bezughabenden
Rechnungsbelegen unzweifelhaft in Verbindung bringen zu kénnen.

(3) Wenn die Investition im Rahmen eines weiter reichenden Gesamtprojektes getétigt wurde, so
sind die Rechnungsbelege zu trennen und die einzelnen Kosten nachvollziehbar zu belegen.

(4) Die Bezirksstelle der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Kérnten das Amt der
Landesregierung hat anhand der Auflistung der getétigten Investitionen und der Kostennachweise die
Fertigstellung der Investition vor Ort zu kontrollieren und danach einen Prifbericht einschlielich der
Kostennachweise an den Bundesminister zu iibermitteln. Diese Ubermittlung hat innerhalb des im NSP
festgelegten Zeitraums zu erfolgen. Der Priifbericht ist durch eine im Zuge der Vor-Ort-Kontrolle erstellte
Fotodokumentation der getétigten Investitionsmanahmen zu erganzen.

(5) Die Investition gilt dann als fertig gestellt, wenn alle Arbeitsschritte soweit abgeschlossen sind,
dass eine dauerhafte, zukiinftige wirtschaftliche Nutzung der Investition sichergestellt ist.

(6) Fir das abgeschlossene Investitionsvorhaben gilt eine Behaltefrist von 5 Jahren ab dem Bescheid
gemédlR §19 Abs.2. Dies bedeutet, dass innerhalb des Zeitraumes von 5 Jahren entweder keine
erheblichen Veranderungen an der Investition erfolgt sind oder sich die Besitzverhaltnisse nicht verandert
haben oder die Betriebstétigkeit nicht aufgegeben wurde. Ein Eigentumsiibergang an eine im engen
Familienverhaltnis zum Forderungswerber stehende Person (Ehegatte, Ehegattin, Lebensgefahrte,
Lebensgefahrtin, Sohn, Tochter, Mutter, Vater, Bruder Schwester), welche nachweislich im
forderungswerbenden Betrieb mitwirkt oder diesen vom Forderungswerber Gbernimmt, stellt keine
Anderung der Besitzverhaltnisse dar. Steht die Investition im Eigentum einer Gemeinschaft gemaR § 15
Abs. 1 Ziffer 2, so stellen Anderungen in der personellen Zusammensetzung der Gemeinschaft und sich
daraus ergebende gesellschaftsrechtliche Anderungen keine Anderung der Besitzverhaltnisse dar.
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Gewéhrung des Beihilfenbetrages

§19. (1) Uber die Gewahrung der Beihilfe entscheidet die AMA nach Abschluss der Arbeiten
entsprechend der Reihung der Vorlage der Priifergebnisse und nach Mal3gabe der von der Européischen
Union zur Verfugung gestellten Mittel auf der Grundlage eines Fachgutachtens des Bundesminister.

(2) Ein Antrag auf eine weitere Investition setzt den Abschluss der vorangegangenen Investition
voraus.

(3) Eine Uber die in der Genehmigung gemdR § 15 Abs.7 festgesetzte Investitionsbeihilfe
hinausgehende Beihilfe ist bei der Auszahlung nicht zu berlicksichtigen. Betragt die Beihilfe weniger als
80% der genehmigten Beihilfe, so kann keine Beihilfe ausbezahlt werden und der Antragsteller ist fir die
folgenden beiden Haushaltsjahre von der Teilnahme an der MalRnahme ausgeschlossen.

Riicktritt, Anderungen

8 20. (1) Eine schriftliche Zuriickziehung des Antrages ist innerhalb des im NSP festgelegten
Zeitraums moglich. Wird der Antrag nach Ablauf des im NSP festgelegten Zeitraums zurlickgezogen, so
kann keine Beihilfe ausbezahlt werden und der Antragsteller ist fur die folgenden beiden Haushaltsjahre
von der Teilnahme an der MalRnahme ausgeschlossen.

(2) Anderungen des Antrags sowie die diesbeziigliche Begrindung sind schriftlich beim
Bundesminister innerhalb des im NSP festgelegten Zeitraums zu beantragen. Werden durch die Anderung
zusétzliche Investitionen beantragt oder erhoht sich durch die Anderung die urspriinglich gemaR § 15
Abs. 7 genehmigten Beihilfe, so hat die Beantragung im Wege der zustdndigen Bezirksstelle der
Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Kérnten im Wege des Amtes der Landesregierung zu
erfolgen. Die erforderlichen Unterlagen sind beizulegen.

6. Abschnitt
Gemeinsame Bestimmungen

Mitteilungspflicht

8 21. Der Forderungswerber hat jede Verdnderung, die dazu flhrt, dass die tatsachlichen oder
rechtlichen Verhaltnisse nicht mehr mit seinen Angaben im Antrag tbereinstimmen, dem Bundesminister
unverzglich schriftlich anzuzeigen.

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

§ 22. Der Forderungswerber hat samtliche Bucher, Aufzeichnungen und Belege, die sich auf die
Beihilfengewahrung beziehen, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes fiinf Jahre lang
aufzubewahren, soweit nicht langere Aufbewahrungsfristen nach anderen Rechtsvorschriften bestehen.
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des 31. Julis jenes Jahres, in dem die Beihilfengewahrung
erfolgt ist.

Kontrolle

8§ 23. Zustdindig fur die Kontrolle bei der Durchfihrung der gemeinschaftlichen
MarktordnungsmaBnahmen sind die Organe und Beauftragten des Bundesministers fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, der AMA, der Kkatasterflihrenden Stellen, der
Bezirksstellen der Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Kérnten des Amtes der
Landesregierung, der Européischen Union, des Rechnungshofes sowie der Bundeskellereiinspektion.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten

8 24. (1) Der Forderungswerber hat den Organen und den Beauftragten des Bundesminister, der
AMA, der Bundeskellereiinspektion, der katasterfiihrenden Stellen, der Bezirksstellen der
Landwirtschaftskammer bzw. in Oberdsterreich und Karnten des Amtes der Landesregierung, des
Rechnungshofs, der bescheinigenden Stelle fir den Rechnungsabschluss sowie den Organen der EU (im
Folgenden Priiforgane) das Betreten der Betriebsrdume und der Produktionsflaichen wahrend der
Betriebszeit oder nach Vereinbarung zu gestatten und auf Verlangen die in Betracht kommenden Biicher,
insbesondere das Kellerbuch, Aufzeichnungen, Belege und sonstige Schriftsticke zur Einsicht
vorzulegen, Auskunft zu erteilen und die erforderliche Unterstiitzung zu gewéhren.

(2) Die Pruforgane sind erméchtigt, in die Buchhaltung, insbesondere in das Kellerbuch, in das
Bestandsverzeichnis und in alle aus Sicht der Pruforgane fur die Priifung erforderlichen Unterlagen des
Antragstellers Einsicht zu nehmen. Die Priforgane sind weiters erméchtigt, Fotodokumentation bei der
Vor-Ort-Kontrolle anzufertigen.
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(3) Bei der Prifung hat der Forderungswerber oder eine geeignete und informierte Auskunftsperson
des Antragstellers anwesend zu sein, Auskiinfte zu erteilen und die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

(4) Die Priiforgane konnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen
verlangen und haben in diesem Fall deren Aushéndigung dem Antragsteller zu bestatigen.

(5) Im Falle automationsunterstitzter Buchfiihrung hat der Forderungswerber auf seine Kosten den
Priforganen auf Verlangen Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu erstellen.

(6) Sind fr den Forderungswerber Dritte wie zB Lieferanten, Dienstleister, Installationsbetriebe
oder Ahnliche tatig geworden, gelten die Abs. 1 bis 5auch gegentiber diesen.

_(7) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 bis 6 gelten im Falle des vollstandigen oder teilweisen
Uberganges des Betriebes auch fiir den Rechtsnachfolger.

(8) Die Pruforgane kdnnen zum Nachweis der vom Férderungswerber getdtigten Angaben weitere
Unterlagen, die Vorlage von Originalen oder die Beglaubigung von Unterschriften verlangen, wenn dies
zur ordnungsgeméRen Durchfliihrung der MalRnahme erforderlich ist.

Formblatter

§ 25. Soweit vom Bundesminister oder von der AMA Formulare erstellt werden, sind diese zu
verwenden.

Ruckforderung

8§ 26. (1) Die AMA kann auf der Basis eines Fachgutachtens des Bundesministers unter Anwendung
des Art. 81 Abs.4 der Verordnung (EG) Nr.1122/2009 von der Ruckforderung eines Betrags pro
Betriebsinhaber und Auszahlungsjahr

1. von weniger als 100 Euro (Zinsen nicht inkludiert) oder

2. von weniger als 50 Euro, wenn die Zinsen getrennt von den zu Unrecht gezahlten Betrégen
eingezogen werden miissen,
Abstand nehmen, wenn der behordliche Verwaltungsaufwand auBer Verhéltnis zur HOhe des
riickzufordernden Betrags steht.

(2) Zur Berechnung der Zinsen gemaR Art. 80 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 bei
Ruckforderungen wird die Zustellung des Rickforderungsbescheides am dritten Werktag nach der
Aufgabe zur Post vermutet.

(3) Im Zuge der Riickforderung zu Unrecht bezahlter Betrége ist der entsprechende Betrag von der
AMA von Vorschissen oder Zahlungen nach Erlass des Riickforderungsbescheides abzuziehen.

(4) Teilzahlungen und Teilkompensationen werden zuerst auf das Kapital und erst nach der Tilgung
des Kapitals auf die Zinsen angerechnet.

Budgetverwaltung

8 27. (1) Das von der Europdischen Union fur die Durchfihrung der in § 1 Abs. 2 genannten
MarktordnungsmaRnahmen zur Verfugung gestellte Gesamtbudget gemaR Anhang VI der Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013 ist unter Berilicksichtigung der groitmoglichen Effizienz der FérdermaBnahmen
durch Beschluss des Nationalen Weinkomitees auf die einzelnen Marktordnungsmafnahmen aufzuteilen.

(2) Lésst die voraussichtliche Summe der Férderungen aus den genehmigten Antrdgen erkennen,
dass bereits ein Uberwiegender Anteil des gemaR Abs. 1 den einzelnen Marktordnungsmafinahmen
zugeteilten Budgets aufgebraucht ist, so koénnen zumindest bis zum Beschluss der weiteren
Vorgangsweise gemald Abs. 3 keine weiteren Antrége fur die jeweilige MalRnahme eingereicht werden.

(3) Die weitere Vorgangsweise fir die jeweilige Malnahme wird vom Bundesminister nach
Anhorung des Nationalen Weinkomitees festgelegt.

Sanktionen

8 28. (1) Verstolt ein forderungswerbender Betrieb gegen Vorschriften dieser Verordnung oder
gegen Vorschriften anderer Verordnungen, die fur die Abwicklung der MalRnahmen gema § 1 Abs. 2
relevant sind, so kénnen Auszahlungen verweigert oder aushezahlte Forderungsbetrédge zurtickgefordert
werden.

(2) Der fir die Kirzung von Zahlungen geméR Art. 18 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 436/2009
der Kommission vom 26. Mai 2009 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 479/2008
des Rates hinsichtlich der Weinbaukartei, der obligatorischen Meldungen und der Sammlung von
Informationen zur Uberwachung des Marktes, der Begleitdokumente fiir die Beférderung von
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Weinbauerzeugnissen und der Ein- und Ausgangsbiicher im Weinsektor anzuwendende Prozentsatz
betragt 5%.

Inkrafttreten; AuBerkrafttreten
§ 29. (1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung zur Durchfilhrung von
gemeinschaftlichen MarktordnungsmaBnahmen im Weinbereich, BGBI. Il Nr. 279/2013 in der Fassung
der Verordnungen BGB. Il Nr. 189/2014 und der Verordnung BGBI. Il Nr. 63/2015 auBer Kraft. Auf
Antrage, die vor dem AuRerkrafttreten letztgenannter Verordnungen gestellt worden sind, sind diese
jedoch weiterhin anzuwenden.

Anhang |

zu 84 Abs. 1

Forderfahige Malknahmen und forderbare Kosten zu AbsatzférderungsmaBnahmen auf
Drittlandsmérkten

(a) Medien:

Gefordert werden spezifische absatzférdernde MaRnahmen in den Medien von Drittldndern wie z. B.
Inserate in Printmedien, Ankindigung von Veranstaltungen, Medienpromotion, Social Media, Podcast,
Internet, TV-Spots und Rundfunkspots. Die forderbaren Kosten umfassen sowohl die Kreation,
Produktion als auch die Schaltkosten der MaBnahmen.

(b) Public Relation, Promotion und Verkaufsférderung:

Gefordert werden Malnahmen

- im Bereich der Imagepromotion wie z. B. die Veranstaltung von Osterreich-Wochen,
Weinevents, Trade Tastings, Consumer-Dinners und Tastings durch Importeure;

- im Bereich von Informationsreisen nach Osterreich fiir Presse und Fachpublikum aus
Drittlandsmérkten (Importeure, Sommeliers, Wine-Educators, Distributeure/Vertrieb,
Vinothekare, Weinfachberater etc.);

- im Bereich der Verkaufsforderung auch Manahmen und Verkostungen am POS;

-im Bereich der Kklassischen PR-Arbeit wie z.B. Presseaussendungen, sonstige PR
Aktivitaten und Kosten fir PR-Agenturen.

Die forderbaren Kosten (auch vom Importeur oder von im Ausland tatigen Représentanten an den
Forderungswerber weiter verrechnete Kosten) umfassen

- bei der Imagepromotion die Kosten fur Stand- und Personalmiete, die Kosten flr die
Anmietung von Prasentationsraumlichkeiten, Glasern und sonstiger Infrastruktur im
Zusammenhang mit einer Veranstaltung, sowie deren Bewerbung;

- bei Informationsreisen (einschlief$lich Rahmenprogramm) die Reisekosten flr Presse und
Fachpublikum aus Drittlandsmarkten nach Osterreich und die Reise- und
Unterkunftskosten in Osterreich gemaR den Kostensétzen, welche in lit. (f) genannt sind;
weiters die Kosten fur die Anmietung von Présentationsraumlichkeiten, Gldsern und
sonstiger Infrastruktur im Zusammenhang mit einer Veranstaltung in Osterreich;

- bei Verkaufsforderung am POS die Kosten fiir die Produktion von Displays und anderen
verkaufsfordernden Werbemittel sowie die werbliche Ankiindigung der Aktionen und die
Kosten flr Prasentationen oder Verkostungen am POS inkl. Personalkosten und
Infrastruktur (Gléser etc.);

- die Reise- und Unterkunftskosten des Foérderungswerbers gemaR den Kostensétzen,
welche in lit. (f) genannt sind;

sowie generell Kosten fir die Tatigkeit von Werbe- oder P.R.-Agenturen. Die Kosten fir bei
Veranstaltungen ausgeschenkten Wein (ausgenommen dessen Transportkosten zum Veranstaltungsort)
und gereichten Speisen sind nicht forderbar.

(c) Werbemittel:
Gefordert werden die Erstellung und der Versand (auch durch Importeure) von Werbemitteln, z. B.

Broschiiren, Pressetexten, didaktisches Material, DVDs und Plakaten (einschlieRlich Ubersetzungskosten)
fiir den Einsatz auf Drittlandsmaérkten.

(d) Teilnahme an Messen und Présentationen auf Drittlandsmarkten:
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Gefordert wird die Teilnahme des Fdrderungswerbers an verkaufsfordernden Veranstaltungen in
Drittlandern wie z.B. Messen, Road Shows, Wine-Dinners, Seminare, Annual Tastings und
Verkostungen fir Presse, Fachpublikum und Konsumenten.

Die forderbaren Kosten umfassen die Teilnahmegebihren fir Messen, weiters die Kosten fur Stand- und
Personalmiete, die Kosten fir die Anmietung von Présentationsraumlichkeiten, Gldsern und sonstige
Infrastruktur im Zusammenhang mit der Veranstaltung. Die férderbaren Kosten umfassen auch die
Kosten fiir die PR, Abwicklung und Bewerbung einer Messe sowie die Reise- und Unterkunftskosten des
Forderungswerbers gemal den Kostensatzen, welche in lit. (f) genannt sind. Die Kosten fir bei
Veranstaltungen ausgeschenkten Wein (ausgenommen dessen Transportkosten zum Veranstaltungsort)
und gereichten Speisen sind nicht forderbar. Forderbar sind auch direkt verrechnete Leistungen der
AuBenhandelsstellen der &sterreichischen Wirtschaftskammer oder anderer im Ausland tatiger
Représentanten.

(e) Marktforschung:

Gefordert werden die Kosten fir die Erstellung von Studien lber neue Markte zur Verbesserung der
Absatzmdglichkeiten oder die Kosten fur die Erstellung von Studien zur Bewertung der Ergebnisse von
AbsatzforderungsmaRnahmen.
(f) Kostensatze fir Reise — und Unterkunftskosten im Zusammenhang mit der Durchfuhrung der
MaRnahmen:

Die forderbaren Kosten bemessen sich wie folgt:
- Flugkosten auf der Basis der tatsachlich angefallenen Kosten, jedoch ausschlieflich in der
Economy Class;
- Unterkunftskosten auf der Basis der tatsachlich angefallenen Kosten bis zu max. 120,-
Euro pro Tag innerhalb der EU und bis zu max. 180,- Euro pro Tag auRerhalb der EU.

Die Kosten flr die Verpflegung, den lokalen Transport, die Telekommunikation etc. werden durch eine
Pauschale von 80,- Euro pro Person und vollen Tag des Aufenthaltes innerhalb der EU und von 90,- Euro
pro Person und vollen Tag des Aufenthaltes auf3erhalb der EU abgegolten.

Anhang la

zu 84 Abs. 1

Forderfahige Malnahmen und forderbare Kosten zu Absatzforderungsmaflnahmen in
Mitgliedstaaten
(a) Medien:
Gefordert werden Informationskampagnen in den Medien wie zB Inserate in Printmedien,
Ankiindigung von Veranstaltungen, Medienpromotion, Social Media, Podcasts, TV-Spots und
Rundfunkspots. Die forderbaren Kosten umfassen sowohl die Kreation, Produktion als auch
die Schaltkosten der Informationskampagnen.
(b) Informationsveranstaltungen in den Ursprungsgebieten:

Gefordert werden Informationsmanahmen
im Bereich von Informationsreisen nach Osterreich fir Presse und Fachpublikum
(Journalisten, Sommeliers, Wine-Educators, Weinfachberater etc.);
im Bereich der direkten Konsumenteninformation auch MalRnahmen und Verkostungen am
POS;
im Bereich der klassischen PR-Arbeit wie z. B. Presseaussendungen, sonstige PR-Aktivitaten
und Kosten fiir PR-Agenturen;
Die forderbaren Kosten (auch von im Ausland tatigen Représentanten an den
Forderungswerber weiter verrechnete Kosten) umfassen
bei Informationsreisen (einschliellich Rahmenprogramm) die Reisekosten fur Presse und
Fachpublikum nach Osterreich und die Reise- und Unterkunftskosten in Osterreich gemaR den
Kostensatzen, welche in lit. (f) genannt sind; weiters die Kosten fiir die Anmietung von
Présentationsraumlichkeiten, Glasern und sonstiger Infrastruktur im Zusammenhang mit einer
Veranstaltung in Osterreich;
bei direkter Konsumenteninformation am POS die Kosten fiir die Produktion von Displays
und anderen Informationsmitteln sowie die werbliche Ankindigung der Aktionen und die
Kosten fiir Prasentationen oder Verkostungen am POS inkl. Personalkosten und Infrastruktur
(Gléser etc.);
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die Reise- und Unterkunftskosten des Forderungswerbers gemal den Kostensatzen, welche in
lit. (f) genannt sind;
sowie generell Kosten fur Agenturtatigkeiten. Die Kosten fur bei Veranstaltungen
ausgeschenkten Wein (ausgenommen dessen Transportkosten zum Veranstaltungsort) und
gereichten Speisen sind nicht férderbar.

(c) Informationsmaterial:
Gefordert werden die Erstellung und der Versand von Informationsmaterial, z. B. Broschiiren,
Pressetexte, didaktisches Material, DVDs, Filme und Plakate (einschlielich
Ubersetzungskosten).

(d) Messen, Ausstellungen und Schulungen:
Gefordert wird die Teilnahme und/oder Veranstaltung an/von Messen, Ausstellungen und
Schulungen, um ber den verantwortungsvollen Weinkonsum einschlieBlich der Kombination
von Herkunftswein mit regionalen Speisen, tber die mit Alkohol verbundenen Gefahren oder
Uber die Regeln der EU zu geschitzten Ursprungsbezeichnungen zu informieren.
SchulungsmaBnahmen kdnnen sich sowohl an Erwachsene als auch an Schiler in allgemeinen
Schulen, in Gastronomie- oder Hotelfachschulen richten. Férderbar sind auch Mainahmen im
Rahmen von ,,Wine in Moderation®.
Die forderbaren Kosten umfassen die Teilnahmegebiihren und Veranstaltungskosten fur
Messen, Ausstellungen und Schulungen, weiters die Kosten fiir Stand- und Personalmiete, die
Kosten fir die Anmietung von Prasentationsraumlichkeiten, Glasern und sonstige
Infrastruktur im Zusammenhang mit der Veranstaltung. Die férderbaren Kosten umfassen
auch die Kosten fir die PR, Abwicklung und Bewerbung sowie die Reise- und
Unterkunftskosten des Forderungswerbers gemafR den Kostensétzen, welche in lit. (f) genannt
sind. Die Kosten fir bei Veranstaltungen ausgeschenkten Wein (ausgenommen dessen
Transportkosten zum Veranstaltungsort) und gereichten Speisen sind nicht forderbar.
Forderbar sind auch direkt verrechnete Leistungen der AuRenhandelsstellen der
oOsterreichischen Wirtschaftskammer oder anderer im Ausland tatiger Représentanten.

(e) Marktforschung:
Gefordert werden die Kosten fiir die Erstellung von Studien (iber besondere Qualitat, Ansehen
und Eigenschaften, welche &sterr. und europdische Weine aufgrund des geographischen
Ursprungs aufweisen. Weiters werden die Kosten fiir die Erstellung von Studien zur
Bewertung der Ergebnisse von Absatzforderungsmafinahmen geférdert.

() Kostensatze fur Reise- und Unterkunftskosten:
Die forderbaren Kosten bemessen sich wie folgt:
Flugkosten auf der Basis der tatsachlich angefallenen Kosten, jedoch ausschlieflich in der
Economy Class;
Unterkunftskosten auf der Basis der tatséchlich angefallenen Kosten bis zu max. 120,- Euro
pro Tag.
Die Kosten fur die Verpflegung, den lokalen Transport, die Telekommunikation etc. werden
durch eine Pauschale von 80,- Euro pro Person und vollen Tag des Aufenthaltes abgegolten.

Anhang I
zu § 8 Abs. 1

TEILMASSNAHMEN
A. WEINGARTENUMSTELLUNG

(1) Diese TeilmaRnahme umfasst alle notwendigen Arbeitsschritte zur vollstdndigen Neuanlage des
Weingartens. Dies sind insbesondere die Bodenvorbereitung, die Diingung, das Auspflanzen der Reben,
der Schutz vor Pflanzenkrankheiten und Wildverbiss, die Rebenerziehung und die Errichtung einer
geeigneten Unterstiitzung. Fir den neu ausgepflanzten Weingarten muss (missen) eine oder mehrere
Rebsorte(n) gemdaRk der Verordnung des Bundesminister (iber Rebsorten fir Qualititswein, Landwein und
Wein ohne geschitzte Ursprungsbezeichnung oder geografische Angabe mit Rebsorten- oder
Jahrgangsbezeichnung, BGBI. Il Nr. 161/2010, i.d.g.F. verwendet werden. Weiters muss (missen) die
verwendete(n) Rebsorte(n) der jeweiligen landesweinbaugesetzlichen Vorschrift tber empfohlene
Keltertraubensorten entsprechen.
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(2) Die Teilmanahme Weingartenumstellung umfasst entweder die Sortenumstellung oder die
Umstellung der Bewirtschaftungstechnik, jeweils im Zuge der Neuanlage des Weingartens.

(3) Als Sortenumstellung gilt jede Sortendnderung. Wird ein umgewandeltes Auspflanzrecht
verwendet (keine Rodung im Zuge der UmstellungsmaBnahmen), so wird die Sortenumstellung als
gegeben angesehen.

(4) Als Umstellung der Bewirtschaftungstechnik gilt die Neuanlage eines Weingartens mit héchstens
2,8 m* Standraum pro Stock (Reihenweite x Stockabstand in der Reihe) und einer Unterstiitzung mit
mindestens vier Drahtebenen zum Zwecke der Laubwanderhéhung.

(5) Je nach Hangneigung des umgestellten Weingartens (auf die Parzelle bezogen) wird weiters
unterschieden:

— Weingartenumstellung in der Hanglage: der neu ausgepflanzte Weingarten befindet sich zu
mindestens zwei Drittel in einer Hanglage (mehr als 16% bis max. 26% Hangneigung) oder die
durchschnittliche Hangneigung des neu ausgepflanzten Weingartens betrdgt mehr als 16% bis
max. 26%.

— Weingartenumstellung in der Steillage: der neu ausgepflanzte Weingarten befindet sich zu
mindestens zwei Drittel in einer Steillage (mehr als 26% Hangneigung) oder die
durchschnittliche Hangneigung des neu ausgepflanzten Weingartens betragt mehr als 26%.

(6) Die Vorlage eines Entwurfes Uber einen weiteren Umstellungsplan erfordert im Fall der
TeilmaBnahme Weingartenumstellung den Abschluss eines allfalligen solchen Projektes im Rahmen eines
vorangegangenen Umstellungsplanes.

(7) Wird im Zusammenhang mit der Durchfiihrung einer Umstellungsmalinahme ein Weingarten
gerodet, so kann eine erhohte Beihilfe in Anspruch genommen werden. Diese Beihilfe ist auf eine
gerodete Flache beschrankt, die die Flache derjenigen Grundstiicke nicht Ubersteigt, fiir die im Rahmen
dieses Antrages eine Umstellungsbeihilfe gewahrt wird. Nicht beihilfefahig sind Rebflachen, die nicht
mehr gepflegt werden.

B. BOSCHUNGSTERRASSEN

(1) Im Rahmen dieser Teilmaflnahme werden in bestehenden Weingérten (oder zusétzlich zur
Neuanlage eines Weingartens) Terrassenbdschungen (ohne Mauer) insbesondere fur den Erosionsschutz
neu errichtet oder bestehende, stark beschédigte Terrassenbdschungen rekultiviert.

(2) Eine Bodschungsterrasse im Sinne dieser Teilmanahme ist gegeben, wenn die Bewirtschaftung
des Weingartens, insbesondere zum Schutz vor Erosion, nur durch das Vorhandensein einer
Boschungsterrasse ermdglicht wird. Die Boéschungsterrassenlage muss eine Hangneigung (auf die
Parzelle bezogen) von mehr als 16% aufweisen. Wird ein Weingarten im Rahmen dieser TeilmalRnahme
neu angelegt, so muss er zu mindestens zwei Drittel in einer solchen Béschungsterrassenlage liegen.

(3) Der Weingarten muss aus einer oder mehrere Rebsorten gemaR der Verordnung des
Bundesminister, BGBI. Il Nr. 161/2010, i.d.g.F. bestehen.

(4) Das Vorhandensein allenfalls erforderlicher, rechtskréftiger behérdlicher Bewilligungen ist
gegeniber der katasterfiihrenden Stelle nachzuweisen.

(5) Das Mindestausmall der neu errichteten oder rekultivierten Terrassenbdschung betragt
mindestens 200 Laufmeter. Die auf die Gesamtflache des betroffenen Grundstiicks (Parzelle) bezogene
Forderobergrenze liegt bei 1.500 Laufmeter Terrassenbdschung pro ha.

(6) Die Vorlage eines Entwurfes (ber einen weiteren Umstellungsplan erfordert im Fall der
TeilmalRnahme Boschungsterrassen den Abschluss eines allfalligen Bdschungsterrassenprojektes im
Rahmen eines vorangegangenen Umstellungsplanes.

C. MAUERTERRASSEN

(1) Im Rahmen der TeilmalBnahme werden in bestehenden Weingérten (oder zusétzlich zur
Neuanlage eines Weingartens) Terrassenmauern (Trockensteinmauern und Mdortelsteinmauern)
einschlieBlich des erforderlichen Sockels insbesondere fur den Erosionsschutz errichtet oder bestehende,
stark beschadigte Terrassenmauern einschlieBlich des erforderlichen Sockels rekultiviert. Eine
Mauerterrasse im Sinne dieser TeilmaBnahme ist gegeben, wenn die Bewirtschaftung des Weingartens,
insbesondere zum Schutz vor Erosion, nur durch das Vorhandensein einer Mauerterrasse ermdglicht wird.

(2) Der Weingarten muss aus einer oder mehrere Rebsorten gemaR der Verordnung des
Bundesminister, BGBI. Il Nr. 161/2010, i.d.g.F. bestehen.
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(3) Das Vorhandensein allenfalls erforderlicher, rechtskréaftiger behdrdlicher Bewilligungen ist
gegeniber der katasterfiihrenden Stelle nachzuweisen.

(4) Das MindestausmaR der neu errichteten oder rekultivierten Terrassenmauer betragt 20 m?. Die
auf die Parzelle bezogene Forderobergrenze fiir das Ausmal der Terrassenmauer leitet sich aus einem
Prozentsatz der Gesamtflache des betroffenen Grundstiicks ab. Dieser Prozentsatz errechnet sich fir
Grundstiicksflachen bis zu 1ha wie folgt: % = (20 — Grundstiicksfliche in m?1000). Fiir
Grundstlcksflachen von mehr als 1 ha betrégt der Prozentsatz 10%.

(5) Die Vorlage eines Entwurfes Uber einen weiteren Umstellungsplan erfordert im Fall der
TeilmalRnahme Mauerterrassen den Abschluss eines allfalligen Mauerterrassenprojektes im Rahmen eines
vorangegangenen Umstellungsplanes.

D. BEWASSERUNG

(1) Die TeilmaBnahme Bewdsserung umfasst alle notwendigen Arbeitsschritte ab dem giinstigsten
Wasser-Versorgungspunkt ~ zur  vollstandigen ~ Neuerrichtung  einer  dauerhaft  stationaren
Tropfchenbewésserung in bestehenden Weingarten (oder zusatzlich zur Neuanlage eines Weingartens),
die direkt aus Oberflachengewésser oder aus Grundwasser gespeist wird. Dabei ist ausschliellich neues,
ungebrauchtes Material zu verwenden. In jeder Rebzeile ist mindestens ein Tropferschlauch anzubringen;
bei jedem Rebstock muss mindestens ein Tropfer angebracht sein. In Steinmauerterrassen und in
Bdschungsterrassen mit einer Steigung von mehr als 16% konnen auch Teile einer Bewdsserungsanlage
errichtet werden.

(2) Das Vorhandensein allenfalls erforderlicher, rechtskraftiger behérdlicher Bewilligungen ist
gegeniber der katasterfiihrenden Stelle hachzuweisen.

(3) Die Vorlage eines Entwurfes (ber einen weiteren Umstellungsplan erfordert im Fall der
TeilmalRnahme Bewadsserung den Abschluss eines allfalligen Bewasserungsprojektes im Rahmen eines
vorangegangenen Umstellungsplanes.

(4) Der Weingarten muss aus einer oder mehreren Rebsorten gemdR der Verordnung des
Bundesminister, BGBI. Il Nr. 161/2010, i.d.g.F. bestehen.

Anhang 11
zu 8§88 Abs. 2und 3

BEIHILFENHOHE

Teilmallnahme Beihilfe/ha
Weingartenumstellung 6.440,-€
Weingartenumstellung in der Hanglage 9.000,-€
Weingartenumstellung in der Steillage 13.300,-€
Rodung 1.000,- €
Boschungsterrassen 8,40 €/1fm

Neuerrichtung oder Rekultivierung von Terrassen (Beihilfe wird
pro Laufmeter Boschung berechnet!)
Neuauspflanzung eines Weingartens

gemal Pkt. A.)

Mauerterrassen

Neuerrichtung oder Rekultivierung von Terrassen (Beihilfe wird
pro m? Mauer berechnet!)

Neuauspflanzung eines Weingartens

91,- €/m’
gemal Pkt. A.)

Bewadsserung

Bewasserung in der Hanglage

Bewasserung in der Steillage

Bewdsserung in Steinmauerterrassen und Bdschungsterrassen

3.411,-€
3.667,- €
3.923,- €
50 % der Errichtungskosten
gemal § 8 Abs. 3
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Anhang IV
zu § 16 Abs. 1 und 2

INVESTITIONEN
1. Technologien zur Rotweinverarbeitung:

Gefordert wird die Neuanschaffung von folgenden Behaltern zur G&rung von Rotweinmaische:
a) Metallbehalter fiir die Maischegérung im Uberschwallverfahren oder im Tauchverfahren

— Der Behdlter muss geschlossen sein oder als Immervoll-Tank ausgefiihrt sein und ab einem
Fassungsvermégen von 3 000 Litern Uber ein ausreichend dimensioniertes Doppelmantel-
System zur Temperierung (Heizung/Kihlung) verfiigen.

— Der Behalter muss (ber eine ausreichend grof3e, rechteckige Maischetlire (mindestens 2 000
cm?) verfugen, die bis zum Behélterboden hinabreicht.

— Fur die Maischegarung im Uberschwallverfahren muss der Behélter (iber eine fix montierte
Steigleitung mit Sprihkopf im Domrahmen und Uber ein Siebblech im Inneren des Tanks vor
der Saftabsaugung verfiigen.

— Fir die Maischegérung im Tauchverfahren muss der Behdlter (ber ein integriertes,
pneumatisches Tauchelement verfligen.

— Der Behdlterboden muss als Schragboden mit mind. 3° Neigung ausgefihrt sein.
— Die max. forderbare Investitionssumme betragt 3 Euro pro Liter Fassungsvermdgen.
b) Liegender rotierender Rihrwerktank aus Metall

— Der Behdlter muss ab einem Fassungsvermdgen von 3 000 Litern Uber ein ausreichend
dimensioniertes Doppelmantel-System zur Temperierung (Heizung/Khlung) verfigen.

— Der Behdlter muss uber ein integriertes Fliigelrihrwerk verfugen.

— Der Behdlter muss Uber ein automatisiertes System zur Maischeaustragung verfiigen.

— Die max. forderbare Investitionssumme betrégt 3 Euro pro Liter Fassungsvermogen.
c¢) Holzgarstander

— Das Fassungsvermdgen muss mind. 1000 Liter betragen und darf 8 000 Liter nicht
Uberschreiten.

— Der Behélter muss Uber einen abnehmbaren Holz- oder Stahldeckel am oberen Boden
verfiigen.

— Es muss sich um einen stehenden, nach oben hin konisch zulaufenden Behélter handeln.

— Die max. férderbare Investitionssumme betrégt bei einem Fassungsvermdgen bis 3 000 Liter
2,20 Euro pro Liter, bei einem Fassungsvermdgen zwischen 3 001 und 5 000 Liter 2,00 Euro
pro Liter und bei einem darber liegendem Fassungsvermdgen 1,80 Euro pro Liter.

Nicht gefordert werden Systeme zur Maischeerhitzung, alle Zuleitungen und Ableitungen zum/vom
Behalter, (z. B. Wasser, Elektro, Gase, Druckluft), Maischepumpen, Mostpumpen, jegliche Férderanlagen
flr die Maische vom Gértank weg und Kompressoren. Die maximal forderbare Investitionssumme betragt
225.000,- Euro.

2. Einrichtungen zur Garungssteuerung und Maischetemperierung:

Gefordert wird die Neuanschaffung und Errichtung folgender Komponenten:
a) Kuhlaggregat;
b) Kuhlméntel fir Gértanks aus Metall. Gefordert werden auch die Kosten fir das
Aufschweillen. Bei neu angeschafften Weillweingértanks sind die Kosten fir Kihlmantel
forderbar, wenn der Aufpreis mittels Rechnung nachgewiesen wird,;

¢) Zentraler Steuerungsschrank sowie BUS-Stationen;

d) Alle im Rahmen einer funktionsfahigen Garungssteuerung oder Maischetemperierung
errichteten elektrischen und hydraulischen Leitungen zwischen Kiihlaggregat, Heizung,
Gartank, Steuerungsschrank und BUS-Station;

e) Steuerungssoftware;

f) Platten- und Réhrenwéarmetauscher, die fix in den Steuerungskreislauf integriert sind;
g) Geréte fur die Hefevitalisierung und Gérsicherung;

h) Temperierschrénke fiir Kontrollen zur Mikrobiologie und Weinstabilitat;

i) Gerate fur Analysen im Laufe der Weinbereitung:
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FTIR-Geréate

Handbiegeschwinger

Handrefraktometer

Tribungsmessgerate

CO2-Messgeréte

Titratoren flr die automatische Bestimmung von garrelevanten Parametern
Mikroskope

Geréte zur Ermittlung der Weinsteinstabilitat

Wird das Kilhlaggregat auch zu anderen Zwecken als fiir die Garungssteuerung und Maischetemperierung
eingesetzt, so sind die auf die Garungssteuerung bzw. Maischetemperierung entfallenden anteiligen
Kosten zu schédtzen und bekannt zu geben. Dabei kénnen max. 50% der Gesamtkosten des Kilhlaggregats
geltend gemacht werden. Systeme zur Raumtemperierung sind nicht forderbar. Die maximal férderbare
Investitionssumme betragt 75.000,- Euro.

3. Klarungseinrichtungen:

Gefordert wird die Neuanschaffung der Klarungseinrichtungen Kieselgurfilter, Crossflowfilter,
Mostflotation, Schichtenfilter, Kerzenfilter, Membranfilter, Zentrifuge und Modulfilter. Ein
Kombinationsgerat Trubfilter/Kieselgurfilter ist férderfahig. Die maximal forderbare Investitionssumme
betragt 75.000,- Euro.

4. Einrichtungen zur Trubaufbereitung:

Gefordert wird die Neuanschaffung von Vakuumdrehfiltern oder Trubfiltern. Die maximal forderbare
Investitionssumme betragt 45.000,- Euro.

5. Flaschenabfulleinrichtungen:

Gefordert wird die Neuanschaffung wvon Flaschenabfulllinien (Gesamtanlagen oder einzelnen
Komponenten). Die forderfahige Flaschenabfulllinie beginnt beim Eintritt der gereinigten Einzelflasche
in die Anlage und endet beim Verlassen der abgefillten und verkehrsfahigen Einzelflasche. Das
abgefllte Produkt ist fiir den direkten menschlichen Verzehr bestimmt. Einrichtungen zum Auswaschen
von Flaschen, Komponenten zur Herstellung des Produkts, Dampfgerdte sowie alle Zuleitungen zur
Abfllleinrichtung (z. B. Wasser, Elektro, Gase, Druckluft) sind nicht forderfahig. Wird die
Flaschenabfilleinrichtung im Rahmen der Flaschengédrung bei der Schaumweinherstellung verwendet, so
sind die Komponenten zum Degorgieren und zum Dosieren (Fullldosage, Versanddosage) nicht
forderfahig. Die maximal forderbare Investitionssumme betragt 225.000,- Euro.

6. Abbeermaschinen und Sortiereinrichtungen:
Gefordert wird die Neuanschaffung von

Stationdren horizontalen Sortiereinrichtungen zum Aussortieren von qualitativ ungeeigneten Trauben
oder Beeren. Der Transport kann dabei durch Forderbdnder (Mindestbreite 60 cm) oder
Vibrationsmotoren erfolgen. Forderbdnder mit Querstegen zum reinen Traubentransport sind nicht
forderbar;

Stationdren Gerdten zur automatischen Reinigung und anschlieRenden Sortierung der Trauben auf
mechanischer (z. B. Sieb, Geblase) oder optoelektronischer Basis;

Abbeermaschinen zum Abbeeren und/oder Quetschen des Lesegutes.

Peripheriegeréte flr den Transport und/oder die gleichméRige Beschickung des Leseguts zu und von der
Abbeermaschine bzw. Sortiereinrichtung sind nicht Gegenstand der Férderung. Kombinationsgeréte aus
Abbeermaschinen und Sortiereinrichtungen sind mdglich. Die maximal forderbare Investitionssumme
betragt 100.000,- Euro.

7. Weinpressen:

Gefordert wird die Neuanschaffung von pneumatischen Weinpressen in Edelstahlausfiihrung
einschlieBlich Falltrichter, Rutschen und Verschubwannen sowie integrierter Einrichtungen zur Kihlung
des Pressgutes und des Schutzes vor Oxidation. Weitere Aufbau- und Zusatzausriistungen sowie alle
Zuleitungen zur Presse sind nicht forderfahig. Die maximal forderbare Investitionssumme betragt
100.000,- Euro.
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Artikel 2
Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und

Wasserwirtschaft tber die Herstellung und Bezeichnung von Osterreichischem Sekt g.U.
(Sektbezeichnungsverordnung)

Auf Grund des 8§ 13 Abs. 3 und des § 22 des Weingesetzes 2009, BGBI. | Nr. 111/2009, zuletzt
geandert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 47/2016, wird verordnet:

Verkehrsbezeichnungen

81. (1) ,Qualitidtsschaumwein mit geschiitzter Ursprungsbezeichnung® (,,Qualititsschaumwein
g U.) und ,Sekt mit geschiitzter Ursprungsbezeichnung® (,,Sekt g.U.”) diirfen ausschlieBlich in
Verbindung mit den Begriffen ,Klassik®, ,,Reserve” oder ,,GroBle Reserve® und unter den in dieser
Verordnung festgelegten Bedingungen in Verkehr gebracht werden.

(2) Die Verkehrsbezeichnung hat sich aus der Bezeichnung der Kategorie (Qualitatsschaumwein
oder Sekt), dem Namen der geschitzte Ursprungsbezeichnung (das Bundesland) und aus den Begriffen
»geschiitzte Ursprungsbezeichnung® oder ,,g.U.“ zusammenzusetzen. Der Begriff ,Hauersekt” darf
zusétzlich angegeben werden. Die Begriffe ,Klassik®, ,Reserve oder ,,GroBe Reserve“ sind
verpflichtend auf dem Vorderetikett (Etikett, das nicht zwingend sdmtliche verpflichtenden Angaben
enthalten muss) anzugeben.

Sekt g.U. Klassik

8 2. Voraussetzungen fir die Verwendung der Verkehrsbezeichnung Sekt g.U. Klassik sind:
1. Ernte der zugrundeliegenden Trauben (ausschlieBlich Rebsorten, die fiir Qualitatswein
zugelassen sind) in einem einzigen Bundesland,;

. Lagerung auf der Hefe mindestens neun Monate, unabhéngig von der Herstellungsmethode;

. Abgabe an den Verbraucher nicht vor dem 22. Oktober des auf die Ernte folgenden Jahres;

. ein vorhandener Alkoholgehalt, der mit hdchstens 12,5 % vol. am Etikett anzugeben ist, und die

. verpflichtende Angabe eines Bundeslandes als geschitzte Ursprungsbezeichnung, wobei eine
nahere geographische Angabe als das Bundesland unzuléssig ist.

Sekt g.U. Reserve

8§ 3. Voraussetzungen fir die Verwendung der Verkehrsbezeichnung Sekt g.U. Reserve sind:
1.Emte und Pressung (Ausbeutesatz hochstens 60%) der zugrundeliegenden Trauben
(ausschlieRlich Rebsorten, die flr Qualitatswein zugelassen sind) in einem einzigen Bundesland;
Handlese (maximale Schiitthdhe von 35cm in den Lesekisten) und Ganztraubenpressung;
2. Lagerung auf der Hefe mindestens 18 Monate; Herstellung ausschlielich mittels traditioneller
Flaschengidrmethode (,,méthode traditionnelle®);
3. Abgabe an den Verbraucher nicht vor dem 22. Oktober des zweiten auf die Ernte folgenden
Jahres;
4. ein Restzuckergehalt von hochstens 12g/l und die
5. verpflichtende Angabe eines Bundeslandes als geschitzte Ursprungsbezeichnung, wobei eine
néhere geographische Angabe als das Bundesland unzul&ssig ist.

Sekt g.U. Grol3e Reserve

8 4. Voraussetzungen fir die Verwendung der Verkehrsbezeichnung Sekt g.U. Grof3e Reserve sind:

1.Emte und Pressung (Ausbeutesatz hochstens 50%) der zugrundeliegenden Trauben
(ausschlieRlich Rebsorten, die fur Qualitatswein zugelassen sind) in einer einzigen Gemeinde;
Handlese (maximale Schiitthdhe von 35cm in den Lesekisten) und Ganztraubenpressung;

2. Lagerung auf der Hefe mindestens 30 Monate; Herstellung ausschlielich mittels traditioneller
Flaschengédrmethode (,,Méthode Traditionnelle);

3. Abgabe an den Verbraucher nicht vor dem 22. Oktober des dritten auf die Ernte folgenden
Jahres;

4. ein Restzuckergehalt von héchstens 12g/1;

5. verpflichtende Angabe eines Bundeslandes als geschiitzte Ursprungsbezeichnung, wobei die
Angabe eines kleineren Weinbaugebietes unzul&ssig ist;

6. verpflichtende Angabe einer Gemeinde oder eines Gemeindeteiles; die Trauben missen
zumindest zu 85% aus dieser Gemeinde bzw. diesem Gemeindeteil stammen; der Name einer
Gemeinde oder eines Bundeslandes kann jedoch auch dann angegeben werden, wenn hdchstens

o b WD
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15% der Trauben aus einer an die namengebenden Gemeinde angrenzende Gemeinde, die sich
auch in einem anderen Bundesland befinden kann, stammen, sofern die Weingérten von einem in
der namengebenden Gemeinde gelegenen Betrieb aus bewirtschaftet werden, und das Lesegut zur
Verarbeitung dort hingebracht wurde, und die

7. die Angabe von Grof3lagen oder Rieden ist zulassig.
Prifung durch die Bundesamter fuir Weinbau

8 5. (1) Sekt g.U. Klassik, Sekt g.U. Reserve und Sekt g.U. GroRe Reserve diirfen nur in Verkehr
gesetzt werden, wenn die Verkehrsfahigkeit vom Bundesamt fiir Weinbau in Eisenstadt oder der Héheren
Bundeslehranstalt und Bundesamt flir Wein- und Obstbau in Klosterneuburg auf Antrag bescheidméRig
festgestellt worden ist.

(2) Die Mitglieder der Kostkommission missen fir die Beurteilung der Verkehrsfahigkeit
entsprechend geschult sein. Die Nominierung und Schulung der Koster erfolgt durch das Bundesamt fur
Weinbau in Eisenstadt oder der Hoheren Bundeslehranstalt und Bundesamt fur Wein- und Obstbau in
Klosterneuburg im Einvernehmen mit dem Osterreichischen Sektkomitee. Die Kosten der Untersuchung
tragt der Antragsteller.

(3) Die Angabe der Nummer des Bescheides auf dem Etikett ist nicht verpflichtend.
Spezifisches Zeichen ,,Osterreichischer Sekt geschiitzter Ursprung®

86. (1) Sekt g.U. Klassik, Sekt g.U. Reserve und Sekt g.U. GroRe Reserve dirfen nur in
Glasflaschen abgegeben oder am Ort der Verabreichung ausgeschenkt werden, wenn die Flasche mit dem
spezifischen Zeichen ,,Osterreichischer Sekt geschiitzter Ursprung™ versehen ist. Die Festlegung der
Gestaltung des Zeichens ,Osterreichischer Sekt geschiitzter Ursprung® ist durch das Osterreichische
Sektkomitee vorzunehmen und in einer in den Verkehrskreisen verbreiteten Fachpublikation zu
veroffentlichen.

(2) Das Zeichen darf ausschlieBlich mit einer Erméchtigung des _Osterreichischen Sektkomitees
bezogen werden. Fir den Bezug ist ein entsprechendes Entgelt an das Osterreichische Sektkomitee zu
entrichten.

(3) Das Osterreichische Sektkomitee hat die Hohe des Entgeltes gemaR den tatséchlich entstandenen
durchschnittlichen Kosten festzusetzen und dieses einzuheben. Die Verdffentlichung der Hohe des
Betrages ist in einer dafir geeigneten und in den Verkehrskreisen verbreiteten Fachpublikation zu
veranlassen.

Inkrafttreten; Ubergangsbestimmung

8 7. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft. Vor dem
Inkrafttreten dieser Verordnung in Flaschen gefillte Erzeugnisse und Erzeugnisse, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung noch auf der Hefe liegen, dirfen, wenn sie gemaR den vor dem
Inkrafttreten  dieser ~ Verordnung  geltenden  Bestimmungen, insbesondere  gemaR  der
Weinbezeichnungsverordnung, BGBI. Il Nr. 111/2011, etikettiert worden sind bzw. werden, bis zur
Erschopfung der Bestdnde vermarktet werden, auch wenn sie den Anforderungen dieser Verordnung nicht
entsprechen.

Artikel 3

Anderung der Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft iber Rebsorten flir Qualitatswein, Landwein und Wein ohne
geschiitzte Ursprungsbezeichnung oder geografische Angabe mit Rebsorten- oder
Jahrgangsbezeichnung

Auf Grund des § 10 Abs. 6 des Weingesetzes 2009, BGBI. | Nr. 111/2009, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 47/2016, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
Uber Rebsorten fir Qualitatswein, Landwein und Wein ohne geschitzte Ursprungsbezeichnung oder
geografische Angabe mit Rebsorten- oder Jahrgangsbezeichnung, BGBI. Il Nr. 161/2010, in der Fassung
BGBI. 11 Nr. 189/2014, wird wie folgt ge&ndert:

1. In 81 wird der Klammerausdruck ,,Prisdikatswein® durch den Klammerausdruck , Priadikatswein‘
ersetzt.

2.In 81 Z 1 wird vor dem Ausdruck ,,Roter Veltliner* das Wort ,,Rosenmuskateller, eingefugt.
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Artikel 4

Verordnung des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft zur Durchfuihrung des gemeinschaftlichen Genehmigungssystems fur
Rebpflanzungen

Auf Grund von 8§26 Weingesetzes 2009, BGBI. | Nr.111/2009, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 47/2016, wird verordnet:

Anwendungsbereich

8§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchfiihrung

1.der Verordnung (EU) Nr.1308/2013 (ber eine gemeinsame Marktorganisation flr
landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72,
(EWG) Nr.234/79, (EG) Nr.1037/2001 und (EG) Nr.1234/2007, ABI. Nr.L 347 vom
20.12.2013 S. 671,

2. der Delegierten Verordnung (EU) 2015/560 der Kommission vom 15. Dezember 2014 zur
Erganzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich des Genehmigungssystems flir Rebpflanzungen (nachfolgend kurz ,Delegierte
Verordnung* genannt),

3. der Durchflihrungsverordnung (EU) 2015/561 der Kommission vom 7. April 2015 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments
und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems fir Rebpflanzungen (nachfolgend kurz
,,Durchfiihrungsverordnung* genannt) und

4.des §26 Weingesetz 2009 beziiglich des unionsrechtlichen Genehmigungssystems fir
Rebpflanzungen.

Antragstellung

8 2. (1) Antrage gemaR § 26 Abs. 3 Weingesetz 2009 sind mittels Formblatt des Bundesministeriums
flr Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft einzubringen. Antrédge auf Genehmigungen
von Neuanpflanzungen sind im Zeitraum von 15. Janner bis 15. Februar einzubringen. Antrdge auf
Genehmigungen fir Wiederbepflanzungen sind ganzjéhrig bis zum Ende des zweiten auf das Jahr der
Rodung folgenden Weinwirtschaftsjahres einzubringen.

(2) Antrage auf Umwandlung von Pflanzungsrechten, die vor dem 31. Dezember 2015 gewéhrt,
jedoch nicht in Anspruch genommen wurden, kénnen mittels Formblatt bis zum 31. Dezember 2020
eingebracht werden.

(3) Ist der Antragsteller nicht Eigentimer des Grundstiickes, auf dem die Auspflanzung durchgefihrt
wird, so ist im Formblatt das Einverstandnis des Grundstiickeigentiimers zur Auspflanzung zu bestatigen.
Werden die Eigentimer bergangen, ist der Antrag wirksam; allféllige Schadenersatzanspriiche sind auf
dem Zivilrechtsweg geltend zu machen.

(4) Die Genehmigung fir eine Rebpflanzung ist fir jeden Weingarten erforderlich, der einer
landesweinbaugesetzlichen Definition entspricht. Besteht keine landesweinbaugesetzliche Definition, so
ist die Genehmigung flr einen Weingarten erforderlich, der zur Erzeugung von Wein dient, welcher gem.
8 2 Abs. 1 lit. 3 Weingesetz 2009 in Verkehr gebracht wird. Ab einer ausgepflanzten Flache von 5 Ar ist
fur jeden Weingarten eine Genehmigung erforderlich.

(5) Die Antrage auf Genehmigungen sind bei den nach den Landesgesetzen fur die Flhrung des
Rebflachenverzeichnisses zustandigen Stellen mittels Bescheid bei Vorliegen aller erforderlichen
Voraussetzungen zu genehmigen oder bei Fehlen einer oder mehrerer Voraussetzungen mit Bescheid
abzulehnen.

(6) Gem. Art. 10 der Durchfiihrungsverordnung kann der Weingarten in hinreichend begriindeten
Fallen auch auf einer anderen Flache des Betriebs gepflanzt werden als der, fir die die Genehmigung
erteilt wurde.

Einschrankungen fr Genehmigungen fiir Neuanpflanzungen

8 3. (1) Die Ausstellung von Genehmigungen fiir Neuanpflanzungen wird gemaR 8§ 26 Abs. 1
Weingesetz 2009 in Verbindung mit Art. 63 Abs.2 lit. b der VO (EU) Nr. 1308/2013 wie folgt
eingeschrankt:

Fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,,Niederosterreich® auf hdchstens 300 ha pro Jahr,

fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,,Burgenland* auf hochstens 150 ha pro Jahr,
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fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,,Steiermark® auf hochstens 50 ha pro Jahr,

fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,,Wien* auf hochstens 10 ha pro Jahr,

fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,, Karnten* auf hochstens 10 ha pro Jahr,

fiir die geschiitzte Ursprungsbezeichnung ,,Oberdsterreich® auf hdchstens 7 ha pro Jahr und

fiir die geschiitzten Ursprungsbezeichnungen ,,Salzburg®, ,,Tirol* und ,,Vorarlberg™ in Summe auf
héchstens 5 ha pro Jahr.

(2) Wenn die zuldssigen Antrage auf Neuauspflanzungen die gemaR Abs. 1 zur Verfiigung gestellten
Flachen und/oder 1% der tatsichlich mit Reben bepflanzten Gesamtflache Osterreichs iiberschreiten, wird
gemal 8 26 Abs. 2 Weingesetz 2009 in Verbindung mit Art. 64 Abs. 2 lit. h der VO (EU) Nr. 1308/2013
das Prioritétskriterium ,,VergroBerung kleiner und mittlerer Betriebe™ angewendet. Die Schwellenwerte
geméal Anhang Il lit. H der Delegierten Verordnung betragen mindesten 0,5 ha und héchstens 50 ha. Der
Antragsteller muss zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits tiber eine Rebflache verfiigen. Die Reihung
erfolgt gemdal der GroRe der bereits vorhandenen Rebflache, wobei Antragsteller mit kleinerer
vorhandener Rebfldche denen mit groRerer vorhandener Rebflache vorgereiht werden.

(3) Wenn die zuldssigen Antrage auf Neuauspflanzungen die gemaR Abs. 1 fur die geschiitzte
Ursprungsbezeichnung ,,Steiermark* zur Verfiigung gestellten Flachen iiberschreiten, wird zusétzlich und
vorrangig zum Priorititskriterium ,,Vergroflerung kleiner und mittlerer Betriebe auch das
Prioritétskriterium ,,Junglandwirte” gem. Art. 64 Abs. 2 lit. a der VO (EU) Nr. 1308/2013 angewendet.
Als Junglandwirte gelten naturliche Personen gem. Kapitel 16.3.1 der Sonderrichtlinie des
Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur Umsetzung von
ProjektmaBnahmen im Rahmen des Osterreichischen Programms fiir landliche Entwicklung 2014-2020.

Strafbestimmungen

84. (1) Wer eine erteilte Genehmigung flir eine Neuanpflanzung nicht innerhalb ihrer
Gultigkeitsdauer zu mindestens 80% der genehmigten Anpflanzungsflache in Anspruch nimmt, begeht
eine Verwaltungsubertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehtdrde mit einer Geldstrafe bis zu
500 € pro nicht in Anspruch genommenem Hektar zu bestrafen.

(2) Wer eine erteilte Genehmigung fur eine Wiederbepflanzung oder eine Genehmigung aus einem
umgewandelten Pflanzungsrecht nicht innerhalb ihrer Glltigkeitsdauer zu mindestens 80% der
genehmigten Anpflanzungsflache in Anspruch nimmt, begeht eine Verwaltungsibertretung und ist von
der Bezirksverwaltungsbehorde mit einer Geldstrafe bis zu 250 € pro nicht in Anspruch genommenem
Hektar zu bestrafen.

(3) Die Abséatze 1 und 2 kommen im Fall héherer Gewalt nicht zur Anwendung, wobei Krankheit
des Genehmigungsinhabers keinen Fall hoherer Gewalt darstellt.

Rupprechter
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	Änderung der Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über Rebsorten für Qualitätswein, Landwein und Wein ohne geschützte Ursprungsbezeichnung oder geografische Angabe mit Rebsorten- oder Jahrgangsbezei...
	1. In § 1 wird der Klammerausdruck „Präsdikatswein“ durch den Klammerausdruck „Prädikatswein“ ersetzt.
	2. In § 1 Z 1 wird vor dem Ausdruck „Roter Veltliner“ das Wort „Rosenmuskateller,“ eingefügt.
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	Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur Durchführung des gemeinschaftlichen Genehmigungssystems für Rebpflanzungen


